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1. Prüfungsauftrag

In der Aufsichtsratssitzung vom 4. Juli 2019 der

Stadtdienste Schwabach GmbH,

Schwabach
(im Folgenden auch ”Stadtdienste" oder ”Gesellschaft“ genannt)

wurden wir zum Abschlussprüfer für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2019 bis zum 31. Dezember

2019 gewählt. Daraufhin beauftragte uns die Geschäftsführung den Jahresabschluss unter Einbezie-

hung der Buchführung und den Lagebericht für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2019 bis zum

31. De zember 2019 freiwillig in entsprechender Anwendung der §§ 316 und 317 HGB zu prüfen.

Die Gesellschaft ist nach den in § 267 Abs. 1 HGB bezeichne ten Größen merkmalen als klei ne Ka pi tal-

gesell schaft ein zustu fen und daher nicht prüfungs pflichtig ge mäß §§ 316 ff. HGB. 

Die Auf stel lung des Jah res ab schlus ses hat gem. § 13 Abs. 1 des Ge sell schafts ver tra ges nach den für

gro ße Ka pi tal ge sell schaften gel ten den Re geln zu er fol gen.

Unser Prüfungsauftrag wurde um die Prüfung der Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung gemäß

§ 53 HGrG erweitert. Die Feststellungen im Rahmen der Prüfung nach § 53 HGrG sind unter Anlage 7

ent hal ten. 

Wir bestätigen gemäß § 321 Abs. 4a HGB, dass wir bei unserer Abschluss prü fung die an wend ba ren

Vor schrif ten zur Un abhängigkeit beachtet haben.

Über das Ergebnis unserer Abschlussprüfung berichtet dieser Prüfungsbericht, der nach den Grund-

sät zen ordnungsmäßiger Berichterstattung bei Abschlussprüfungen (IDW PS 450) erstellt wurde. Der

Bericht ist an die Gesellschaft gerichtet. 

Unserem Auftrag liegen die als Anlage 8 beigefügten Allgemeinen Auftragsbedingun gen für Wirt-

schafts prüfer und Wirtschaftsprüfungsgesellschaften in der Fassung vom 1. Januar 2017 zu Grun de. 
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2. Grundsätzliche Feststellungen

2.1 Lage des Unternehmens

2.1.1 Stellungnahme zur Lagebeurteilung der gesetzlichen Vertreter

Aus dem Jahresabschluss und dem Lagebericht sowie den sonstigen geprüften Unterlagen heben wir

folgen de Aspekte hervor, die für die Beurteilung der wirtschaftlichen Lage der Gesellschaft von be son-

derer Bedeu tung sind: 

Geschäftsverlauf und Lage der Gesellschaft

- Das Ergebnis nach Steuern liegt mit TEUR 224 (VJ TEUR 131) um TEUR 93 über dem Vor-

jahresergebnis nach Steu ern. 

- Die Gesellschaft ist abhängig im Sinne von § 17 AktG und hat mit der Städtische Werke
Schwabach GmbH einen Beherrschungs- und Ergebnisabführungsvertrag geschlossen, unter
wel chem der Ge winn der Ge sell schaft abgeführt wird. Die Gewinnabführung beträgt TEUR 222
(VJ TEUR 129).

- Die Geschäftstätigkeit der Stadtdienste Schwabach GmbH umfasst den Betrieb des Entsor-
gungs-Zentrums-Schwabach (EZS) mit den Tätigkeiten Be trieb des Recyclinghofes, der Kom-
postieranlage und der Deponienachsorge ("Entsorgung"), den Betrieb ei nes Fernwärmenetzes,
Facility-Managementleistungen so wie den Be trieb ei nes Park hau ses und einer Tiefgarage. 

- Innerhalb des Geschäftsbereichs Entsorgung war bei den Entsorgungsmengen im Recyclinghof
ei ne Steigerung von 4.802 Tonnen im Vorjahr auf 4.937 Tonnen im Jahr 2019 zu verzeichnen. Die
angelieferten Mengen Grüngut auf der Kompostieranlage gingen von 5.375 Tonnen im Vorjahr um
169 Tonnen auf 5.206 Tonnen im Jahr 2019 zurück. 

- Insgesamt konnte das im Wirtschaftsplan 2019 geplante Ergebnis (vor Ergebnisabführung) in Hö-
he von TEUR 100 um TEUR 122 übertroffen werden. Ursächlich hierfür war im Wesentlichen das
Er gebnis des Geschäftsbereichs Parkhäuser, welches sich auf Grund höherer Umsatzerlö se bes-
ser darstellt als geplant.

- Die Ertragslage war durch ein gegenüber dem Vorjahr gestiegenes Rohergebnis (TEUR 1.725, 
VJ TEUR 1.519), höhere Personalkosten (TEUR 730, VJ TEUR 660) und höhere sons tige be triebli-
che Auf wendungen (TEUR 578, VJ TEUR 473) gekennzeichnet.
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- Die durch die Gesellschaft getätigten und an die Stadt Schwabach weiterverrechneten Investi tio-
nen betrugen TEUR 169 gegenüber TEUR 92 im Vorjahr. Damit stiegen die sonstigen betriebli-
chen Er trä ge von TEUR 106 auf TEUR 225 und die sonstigen betrieblichen Aufwendungen von
TEUR 473 auf TEUR 578.

- Die Finanzlage ist durch einen leichten Anstieg der liquiden Mittel von TEUR 313 im Vorjahr auf
TEUR 322 ge prägt. Einem positiven, jedoch gegenüber dem Vorjahr leicht gesunkenen Cashflow
aus lau fender Geschäftstätigkeit (TEUR 237, VJ TEUR 240) stehen negative Cashflows aus der
In vesti tions- und Finanzierungstätigkeit (TEUR 228, VJ TEUR 491) gegenüber.

Voraussichtliche Entwicklung der Gesellschaft

- Der Betrieb des Entsorgungs-Zentrums-Schwabach erfolgt auf Basis eines Cost-plus-Vertrages
im Namen der Stadtdienste Schwabach GmbH, jedoch auf Rechnung der Stadt Schwabach. Dies-
bezüg lich trägt die Stadtdienste Schwabach GmbH keine finanziellen Risiken. 

- Ein Finanzrisiko stellt der im Zusammenhang mit der im Jahr 2010 er folgten Veräuße rung der
Bioabfallvergärungsanlage anhängige Rechtsstreit mit dem Erwer ber dar. Die finanziellen Risiken
sind mit TEUR 507 rückgestellt.

- Im Wirtschaftsplan 2020 geht die Geschäftsleitung von Investitionen in Höhe von TEUR 760 aus.
Vor Ergebnisabführung wird mit einem Ergebnis in Höhe von TEUR 58 gerechnet.

Zusammenfassend stellen wir entsprechend § 321 Abs. 1 Satz 2 HGB fest, dass wir die Lagebeurtei-

lung durch die Geschäftsführung, insbesondere die Annahme der Fortführung der Unternehmenstätig-

keit und die Beurteilung der künftigen Entwicklung des Unternehmens, wie sie im Jahresabschluss und

im Lagebericht ihren Ausdruck gefunden haben, als realistisch ansehen. 
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2.2 Wiedergabe des Bestätigungsvermerks

Nach dem abschließenden Ergebnis unserer Prüfung haben wir mit Datum vom 30. April 2020 den fol-

genden uneingeschränkten Bestätigungsvermerk erteilt: 

"BESTÄTIGUNGSVERMERK DES UNABHÄNGIGEN ABSCHLUSSPRÜFERS

An die Stadtdienste Schwabach GmbH

Wir haben den Jahresabschluss der Stadtdienste Schwabach GmbH – be stehend aus der Bi lanz zum

31. Dezember 2019 und der Gewinn- und Verlustrechnung für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2019

bis zum 31. De zember 2019 sowie dem Anhang, einschließlich der Darstellung der Bilanzie rungs- und

Be wer tungs me thoden – geprüft. Darüber hinaus haben wir den Lagebericht der Stadt dienste Schwa-

bach GmbH für das Ge schäfts jahr vom 1. Januar 2019 bis zum 31. Dezember 2019 geprüft. 

Prüfungsurteile

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse

· entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen wesentlichen Belangen den deutschen, für

Ka pitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften und vermittelt unter Beach-

tung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhält-

nissen ent sprechendes Bild der Vermögens- und Finanzlage der Gesellschaft zum

31. De zember 2019 so wie ihrer Ertragslage für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2019 bis zum

31. Dezember 2019 und

· vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Ge sell-

schaft. In allen wesentlichen Belangen steht dieser Lagebericht in Einklang mit dem Jah resab-

schluss, entspricht den deutschen gesetzlichen Vorschriften und stellt die Chancen und Risi-

ken der zu künftigen Entwicklung zutreffend dar. 

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung zu keinen Einwendungen gegen

die Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses und des Lageberichts geführt hat.
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Grundlage für die Prüfungsurteile

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts in Übereinstimmung mit 

§ 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen

Grund sätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. Unsere Verantwortung nach diesen

Vorschriften und Grundsätzen ist im Abschnitt „Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung

des Jahresab schlusses und des Lageberichts“ unseres Bestätigungsvermerks weitergehend beschrie-

ben. Wir sind von dem Unternehmen unabhängig in Übereinstimmung mit den deutschen handels-

rechtlichen und berufs rechtlichen Vorschriften und haben unsere sonstigen deutschen Berufspflichten

in Übereinstimmung mit diesen Anforderungen erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass die von uns er-

langten Prüfungsnachweise ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsur-

teile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht zu dienen.

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter und des Aufsichtsrats 

für den Jahresabschluss und den Lagebericht

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung des Jahresabschlusses, der den deut-

schen, für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften in allen wesentlichen Belan-

gen entspricht, und dafür, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze ord-

nungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermö gens-,

Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft vermittelt. 

Ferner sind die gesetzlichen Vertreter ver antwort lich für die internen Kontrollen, die sie in Überein stim-

mung mit den deutschen Grundsätzen ordnungs mäßiger Buchführung als notwendig bestimmt ha ben,

um die Aufstellung eines Jahresab schlusses zu ermöglichen, der frei von wesentlichen – be ab sichtig-

ten oder unbeabsichtigten – fal schen Darstellun gen ist. 

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzlichen Vertreter dafür verantwortlich, die Fä-

higkeit der Gesellschaft zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu beurteilen. Des Weiteren ha ben

sie die Verantwortung, Sachverhalte in Zusammenhang mit der Fortführung der Unternehmenstä tig-

keit, sofern einschlägig, anzugeben. Darüber hinaus sind sie dafür verantwortlich, auf der Grundla ge

des Rech nungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu bilanzieren, so fern

dem nicht tatsächliche oder rechtliche Gegebenheiten entgegenstehen.
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Außerdem sind die gesetzli chen Vertreter verantwortlich für die Aufstellung des Lageberichts, der ins-

gesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie in allen wesentlichen Be-

langen mit dem Jahresab schluss in Einklang steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften ent spricht

und die Chancen und Ri siken der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt. Ferner sind die gesetzli-

chen Vertreter verant wortlich für die Vorkehrungen und Maßnahmen (Systeme), die sie als notwendig

er achtet haben, um die Aufstellung eines Lageberichts in Übereinstimmung mit den anzu wendenden

deut schen gesetzli chen Vorschriften zu ermöglichen, und um ausreichende geeignete Nachweise für

die Aus sagen im La gebericht erbringen zu können.

Der Aufsichtsrat ist verantwortlich für die Überwachung des Rechnungslegungsprozesses der Gesell-

schaft zur Aufstellung des Jahresabschlusses und des Lageberichts.

Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung 

des Jahresabschlusses und des Lageberichts

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Jahresabschluss als Gan-

zes frei von wesentlichen – beabsichtigten oder unbeabsichtigten – falschen Darstellungen ist, und ob

der La gebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie in al len

wesentli chen Belangen mit dem Jahresabschluss sowie mit den bei der Prüfung gewonnenen Er kennt-

nissen in Einklang steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften entspricht und die Chancen und Risi-

ken der zu künftigen Entwicklung zutreffend darstellt, sowie einen Bestätigungsvermerk zu er teilen, der

unsere Prü fungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht beinhaltet.

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine in Über-

einstimmung mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) fest gestell-

ten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführte Prüfung eine we sentli-

che fal sche Darstellung stets aufdeckt. Falsche Darstellungen können aus Verstößen oder Un richtig-

keiten re sultieren und werden als wesentlich angesehen, wenn vernünftigerweise erwartet wer den

könnte, dass sie einzeln oder insgesamt die auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses und La gebe-

richts getroffe nen wirtschaftlichen Entscheidungen von Adressaten beeinflussen.
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Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahren eine kritische Grundhal-

tung. Darüber hinaus

· identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher – beabsichtigter oder unbeabsichtig ter

– fal scher Darstellungen im Jahresabschluss und im Lagebericht, planen und führen Prü fungs-

handlungen als Reaktion auf diese Risiken durch sowie erlangen Prüfungsnachweise, die aus-

reichend und geeig net sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zu dienen. Das Risi-

ko, dass wesentliche falsche Darstellungen nicht aufgedeckt werden, ist bei Ver stößen höher

als bei Unrichtigkeiten, da Verstöße betrügerisches Zusammenwirken, Fälsch ungen, beabsich-

tigte Un vollständigkeiten, irreführende Dar stellungen bzw. das Außerkraftset zen interner Kon-

trollen bein halten können.

· gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prüfung des Jahresabschlusses relevanten in-

ter nen Kontrollsystem und den für die Prüfung des Lageberichts relevanten Vorkehrungen und

Maß nahmen, um Prüfungshandlungen zu planen, die unter den gegebenen Umständen ange-

messen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit dieser Sys teme der

Gesell schaft abzugeben.

· beurteilen wir die Angemessenheit der von den gesetzlichen Vertretern angewandten Rech-

nungsle gungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von den gesetzlichen Vertretern darge-

stellten geschätzten Werte und damit zusammenhängenden Angaben.

· ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des von den gesetzlichen Vertretern

angewandten Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit so-

wie, auf der Grundlage der erlangten Prüfungsnachweise, ob eine wesentliche Unsicherheit im

Zu sammenhang mit Ereignissen oder Gegebenheiten besteht, die bedeutsame Zweifel an der

Fä higkeit der Gesellschaft zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit aufwerfen können. Falls

wir zu dem Schluss kommen, dass eine wesentliche Unsicherheit besteht, sind wir ver pflichtet,

im Bestätigungsvermerk auf die dazugehörigen Angaben im Jahresabschluss und im Lagebe-

richt aufmerksam zu machen oder, falls diese Angaben unangemessen sind, unser je weiliges

Prü fungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen unsere Schlussfolgerungen auf der Grund lage der

bis zum Datum unseres Bestätigungsvermerks erlangten Prüfungsnachweise. Zu künftige Er-

eignisse oder Gegebenheiten können jedoch dazu führen, dass die Gesellschaft ih re Unter-

nehmenstätigkeit nicht mehr fortführen kann.
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· beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den Aufbau und den Inhalt des Jahresabschlusses ein-

schließ lich der Angaben sowie ob der Jahresabschluss die zugrunde liegenden Geschäftsvor-

fälle und Ereig nisse so darstellt, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen

Grund sätze ordnungsmä ßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechen-

des Bild der Ver mögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft vermittelt.

· beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit dem Jahresabschluss, seine Gesetzesent-

sprechung und das von ihm vermittelte Bild von der Lage des Unternehmens.

· führen wir Prüfungshandlungen zu den von den gesetzlichen Vertretern dargestellten zu kunfts-

orientierten Angaben im Lagebericht durch. Auf Basis ausreichender geeigneter Prü fungsnach-

weise vollziehen wir dabei insbesondere die den zukunftsorientierten Angaben von den gesetz-

li chen Vertretern zugrunde gelegten bedeutsamen Annahmen nach und beurteilen die sachge-

rechte Ableitung der zukunftsorientierten Angaben aus diesen Annahmen. Ein ei genständiges

Prüfungsurteil zu den zukunftsorientierten Angaben sowie zu den zugrunde lie genden Annah-

men geben wir nicht ab. Es besteht ein erhebliches unvermeidbares Risiko, dass künftige Er-

eignisse wesentlich von den zukunftsorientierten Angaben abweichen.

Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen unter anderem den geplanten Umfang und

die Zeitplanung der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungsfeststellungen, ein schließlich etwaiger Mängel

im in ternen Kontrollsystem, die wir während unserer Prüfung fest stellen.

Nürnberg, 30. April 2020

Dr. Storg GmbH 

Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 

Steuerberatungsgesellschaft

Dr. Storg Ansorge

Wirtschaftsprüfer Wirtschaftsprüfer"
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3. Gegenstand, Art und Umfang der Prüfung

3.1 Gegenstand der Prüfung

Wir haben den Jahresabschluss zum 31. Dezember 2019, bestehend aus Bilanz, Gewinn- und Ver lust-

rech nung sowie An hang unter Einbeziehung der Buchführung und den Lagebericht für das Ge schäfts-

jahr 2019 der Ge sell schaft geprüft.

Erstellung, Aufstellung, Inhalt und Ausgestaltung der Buchführung, des Jahresabschlusses und des

Lageberichts nach den deutschen handelsrechtlichen Vorschriften, den weiteren rechtsform-spezifi-

schen Vorschrif ten (§ 42 GmbHG), den ergänzenden Bestim mungen des Gesellschaftsvertrages lie-

gen in der Verantwortung des gesetzlichen Vertreters der Gesell schaft. Unsere Aufgabe ist es, auf der

Grundlage unserer Prüfung ein Urteil über den Jahresabschluss und den Lagebericht abzugeben.

Der Prüfungsgegenstand wurde gemäß § 53 HGrG um die Prüfung der Ordnungsmäßigkeit der Ge-

schäfts führung erweitert. Hierbei haben wir den IDW Prüfungsstandard „Berichterstattung über die Er-

weiterung der Abschlussprüfung nach § 53 HGrG“ (IDW PS 720) beachtet.

Im Rahmen des uns erteilten Auftrages haben wir die Einhaltung der gesetzlichen Vorschriften über

den Jah resabschluss und den Lagebericht sowie die Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger

Buchführung und der gesellschaftsrechtlichen Bestimmungen über den Jahresabschluss und den La-

gebericht geprüft. Dage gen war die Einhaltung anderer gesetzlicher Vorschriften sowie die Aufde ckung

und Aufklärung von Ord nungswidrigkeiten und strafrechtlicher Tatbestände, soweit sie nicht die Ord-

nungsmäßigkeit von Jahresab schluss und Lagebericht betreffen, nicht Gegenstand der Prüfung des

Jahresabschlusses und des Lagebe richts.

Soweit nichts anderes bestimmt ist, hat die Prüfung sich nicht darauf zu erstrecken, ob der Fortbe stand

der Gesellschaft oder die Wirksamkeit und Wirtschaftlichkeit der Geschäftsführung zugesagt werden

kann.

3.2 Art und Umfang der Prüfungsdurchführung

Wir haben unsere Prüfung nach §§ 317 ff. HGB sowie unserem geschäftsrisikoorientierten Prüfungs-

ansatz unter Beachtung der vom IDW festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Ab-

schlussprüfung vor genommen.
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Diese Grundsätze erfordern es, die Prüfung so zu planen und durchzuführen, dass ein hinreichend si-

cheres Urteil darüber abgegeben werden kann, ob die Buchführung, der Jahresabschluss und der La-

gebericht frei von wesentlichen Fehlaussagen sind.

Im Rahmen der Prüfungsplanung haben wir uns mittels Auskünften des gesetzlichen Vertreters sowie

weite rer Auskunftspersonen einen Überblick über die Geschäftstätigkeit und das wirtschaftliche und

rechtliche Um feld sowie die wirtschaftliche Lage der Gesellschaft verschafft. Auf dieser Grundlage und

unter Einbeziehung des Aufbaus und der Wirksamkeit des rechnungslegungsbezogenen internen Kon-

trollsystems und des Risi komanagements der Gesellschaft haben wir eine unternehmensbezoge ne Ri-

sikobeurteilung vorgenommen, aus der sich die Schwerpunkte der Prüfung sowie die Art und der Um-

fang der Prüfungshandlungen ergeben. 

Gegenstand unserer Prüfungshandlungen im Rahmen der Prüfung des Lageberichts waren die Voll-

ständig keit und die Plausibilität der Angaben. Wir haben die Angaben unter Berücksichtigung unserer

Erkenntnisse, die wir während der Abschlussprüfung gewonnen haben, beurteilt, ob sie in Einklang mit

dem Jahresab schluss stehen, insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft vermit teln

und die Chancen und Risiken der künftigen Entwicklung zutreffend darstellen.

Unsere Tätigkeiten umfassen aussagebezogene analytische und einzelfallorientierte Prüfungshand-

lungen so wie Aufbau- und Funktionsprüfungen. Unsere Prüfungshandlungen basieren auf einer be-

wussten risikoorien tierten Auswahl.

Die Prüfungsstrategie unseres geschäftsrisikoorientierten Prüfungsansatzes hat zu folgenden Schwer-
punkten unseres Prüfungsprogramms geführt:

- Umsatzrealisation,

- Bilanzierung und Bewertung der sonstigen Rückstellungen,

- Vollständigkeit der Angaben im Anhang und Lagebericht.

Art, Umfang und zeitlichen Ablauf der einzelnen Prüfungshandlungen haben wir unter Berücksichti gung

un serer Risikoeinschätzung sowie der Wesentlichkeit bestimmt. Insbesondere wurden folgende Prü-

fungshand lungen durchgeführt:
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- Im Bereich der Umsatzerlöse wurde ein analytischer Vorjahresvergleich durchgeführt. Wesentli che

Erlöspositionen wurden im Bereich des Entsorgungszentrums durch Einsicht in die Be le ge und

Ver trä ge abgestimmt.

- Die Forderungen und Verbindlichkeiten sind durch Saldenlisten belegt. Von der zutreffenden

Bilanzierung der Forderungen und Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen haben wir

uns durch Einholung von Saldenbestätigungen in Stichproben überzeugt.

- An der körperlichen Aufnahme der Vorräte haben wir im Hinblick auf den geringen Wert der Be-

stände nicht teilgenommen.

- Im Rahmen der Prüfung der Guthaben bei Kreditinstituten haben wir von Kreditinstituten Be stäti-

gungen über Guthaben, Ansprüche und Verpflichtungen zum 31. Dezember 2019 einge holt.

- Die sonstigen Rückstellungen haben wir durch Befragung von Mitarbeitern und des gesetzlichen

Ver treters auf Vollständigkeit untersucht. Die zutreffende Ermittlung der Rückstellungshöhe haben

wir durch eine Prü fung der Berechnungen und eine kritische Beurteilung der Ermessensspielräu me

vorgenommen.

Wir sind der Auffassung, dass unsere Prüfung eine hinreichend sichere Grundlage für unser Prüfungs-

urteil bildet.

Ausgangspunkt unserer Prüfung war der von uns geprüfte und un ter dem Da tum vom 3. Mai 2019 mit

dem un ein ge schränk ten Be stäti gungs ver merk ver sehe ne Jah resab schluss zum 31. Dezember 2018

der Ge sell schaft. 

Alle von uns erbetenen Aufklärungen und Nachweise wurden uns durch den gesetzlichen Vertreter und

weite re Auskunftspersonen erteilt. Der gesetzliche Vertreter bestätigte uns die Vollständigkeit des Jah-

resabschlus ses und des Lageberichts sowie der erteilten Auskünfte am 30. April 2020 schriftlich.

Wir haben die Prüfung im Februar 2020 (Vorprüfung) und im April 2020 (Hauptprüfung) durchgeführt.

Die Prüfung wurde am 30. April 2020 beendet.
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4. Feststellungen und Erläuterungen zur Rechnungslegung

4.1 Ordnungsmäßigkeit der Rechnungslegung

4.1.1 Buchführung und weitere geprüfte Unterlagen

Nach unseren Feststellungen gewährleistet der im Berichtsjahr angewandte Kontenplan eine klare und

über sichtliche Ordnung des Buchungsstoffes. Die Bücher werden über das System WILKEN CS/2 ge-

führt. Hin sicht lich der Beur teilung der ordnungsmäßigen Verarbeitung der Finanz buch füh rung ha ben

wir die Er geb nisse der Mazars GmbH & Co. KG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Steuerbera tungsge-

sell schaft, Berlin, verwertet, die die Ord nungsmäßigkeit der für die Ver ar bei tung der Fi nanz buch füh-

rung ein ge setz ten Soft ware am 19. Januar 2018 be schei nigte. Die Ge schäfts vorfälle wur den vollstän-

dig, fort lau fend und zeit ge recht er fasst. Die Belege wur den ord nungs gemäß an gewie sen, aus reichend

er läu tert und über sichtlich abge legt. Die Zahlen der Er öff nungsbi lanz wurden ord nungs ge mäß aus dem

Vor jahres ab schluss über nom men. Der Jahresab schluss wurde aus der Buch führung zu tref fend ent-

wickelt und von der Gesell schaft er stellt.

Das rechnungslegungsbezogene interne Kontrollsystem gewährleistet eine vollständige, richtige und

zeitnahe Erfassung, Verarbeitung und Aufzeichnung der Daten der Rechnungslegung.

Die Bestandsnachweise der Vermögensgegenstände, des Eigenkapitals, der Schulden und der Rück-

stel lungen sind erbracht.

Bei unserer Prüfung haben wir keine Sachverhalte festgestellt, die dagegen sprechen, dass die von der

Ge sellschaft getroffenen organisatorischen und technischen Maßnahmen geeignet sind, die Sicherheit

der rech nungslegungsrelevanten Daten und IT-Systeme zu gewährleisten.

Die Buchführung und die weiteren geprüften Unterlagen entsprechen nach unseren Feststel lungen den

ge setzlichen Vorschriften. Die aus den weite ren geprüften Unterlagen entnommenen Informationen

führen zu einer ordnungsgemäßen Abbil dung in Buch führung, Jahresab schluss und La gebe richt.

4.1.2 Jahresabschluss

Die Bilanz sowie die Gewinn- und Verlustrechnung sind den gesetzlichen Vorschriften ent spre chend

geglie dert. Die Vermögensgegenstände, die Schul den so wie das Ka pital wur den nach den ge setzlichen

Bestimmungen so wie den Grund sät zen ord nungsmä ßi ger Buch füh rung an ge setzt und be wertet. Für

erkennbare Risiken wur den Rück stel lun gen in Höhe des nach ver nünftiger kaufmän nischer Beurteilung

notwendigen Erfül lungsbe trages ge bil det.
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Der Anhang enthält die notwendigen Erläuterungen der Bilanz und der Gewinn- und Verlustrechnung,

insbe sondere die von der Stadtdienste Schwabach GmbH angewandten Bi lan zie rungs- und Be wer-

tungs grund sät ze, so wie die sons ti gen Pflichtanga ben.

Im Jahresabschluss sind alle größenabhängigen und rechtsformgebundenen Rege lungen so wie die

Bestimmungen des Gesellschaftsvertrages beachtet.

Auf Grund unserer Prüfung kommen wir zu dem Ergebnis, dass der Jahresabschluss zum

31. Dezember 2019 ordnungsgemäß aus der Buchführung und den wei teren geprüften Un ter lagen ab-

ge leitet worden ist und den gesetzlichen Vorschriften und dem Gesellschaftsver trag entspricht. Uns

sind keine nach Schluss des Geschäftsjahres eingetre tenen Vorgänge von besonderer Be deutung be-

kannt geworden, über die zu berichten wäre.

4.1.3 Lagebericht

Der Lagebericht entspricht nach den bei unserer Prüfung gewonnenen Erkenntnissen den gesetzli chen

Vorschriften.

Unsere Prüfung ergab, dass der Lagebericht

- mit dem Jahresabschluss sowie mit unseren bei der Prüfung gewonnenen Erkennt nissen in
Einklang steht, 

- den gesetzlichen Vorschriften entspricht,

- insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des Unternehmens vermittelt, die Chancen und
Risiken der künftigen Entwicklung zutreffend darstellt sowie

- die Angaben nach § 289 HGB vollständig und zutreffend enthält.
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4.2 Gesamtaussage des Jahresabschlusses

4.2.1 Feststellungen zur Gesamtaussage des Jahresabschlusses

Der Jahresabschluss insgesamt, d.h. das Zusammenwirken von Bilanz, Gewinn- und Ver lustrech nung

und Anhang, vermittelt unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tat-

säch lichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Fi nanz- und Ertragslage der Gesell-

schaft.

4.2.2 Wesentliche Bewertungsgrundlagen

Die von der Gesellschaft angewandten Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden sind im Anhang be-

schrieben. Änderungen in den Bewertungsgrundlagen haben sich nicht ergeben.

4.2.3 Sachverhaltsgestaltende Maßnahmen

Berichtspflichtige Tatsachen aus sachverhaltsgestaltenden Maßnahmen mit wesentlichen Auswirkun-

gen auf die Gesamtaussage des Jahresabschlusses lagen nach dem Ergebnis unserer Prüfungs hand-

lungen im Prü fungs zeitraum nicht vor.
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4.3 Vermögens-, Finanz- und Ertragslage

4.3.1 Vermögenslage und Kapitalstruktur

Vermögenslage und Kapitalstruktur sowie deren Veränderungen gegenüber dem Vorjahr er geben sich

aus den folgenden Zusammenstellungen der Bilanzzahlen in TEUR für die bei den Abschlussstichtage

31. Dezember 2019 und 31. Dezember 2018.

 Entwicklung der Vermögenslage
 31.12.2019 31.12.2018 Veränderung

  TEUR % TEUR % TEUR % 

A. Anlagevermögen
I. Sachanlagen

 1. Bauten auf fremden Grund und Boden 1.396 61,1 1.562 72,7 -166 -10,6
 2. technische Anlagen und
  Maschinen 10 0,4 14 0,7 -4 -28,6
 3. andere Anlagen, Betriebs- und
  Geschäftsausstattung 141 6,2 65 3,0 76 116,9
 4. geleistete Anzahlungen und
  Anlagen im Bau 15 0,7 0 0,0 15 0,0
  
 1.562  68,4 1.641  76,4  -79  -4,8

B. Umlaufvermögen
I. Vorräte

 1. Roh-, Hilfs- und
  Betriebsstoffe 17 0,8 12 0,6 5 41,7

II. Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände

 1. Forderungen aus Lieferungen
  und Leistungen 323 14,2 128 6,0 195 152,3
 2. Forderungen gegen verbundene
  Unternehmen 59 2,6 53 2,5 6 11,3
 3. sonstige Vermögensgegenstände 1 0,1 2 0,1 -1 -50,0

III. Kassenbestand, Guthaben bei Kreditinstituten 322 4,1 313 14,6 9 2,9
  
  722  31,6  508  23,6  214  42,1

 2.284 100,0 2.149 100,0 135  6,3
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Entwicklung der Kapitalstruktur
31.12.2019 31.12.2018 Veränderung

TEUR % TEUR % TEUR %

A. Eigenkapital

I. Gezeichnetes Kapital 105 4,6 105 4,9 0 0,0
II. Kapitalrücklage 890 39,0 890 41,4 0 0,0

995 43,6 995 46,3 0 0,0

B. Rückstellungen

1. sonstige Rückstellungen 675 29,6 720 33,5 -45 -6,3
675 29,6 720 33,5 -45 -6,3

C. Verbindlichkeiten

1. Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistun-
gen 285 12,5 200 9,3 85 42,5

2. Verbindlichkeiten gegenüber verbundenen Unter-
nehmen 322 14,1 223 10,4 99 44,4

3. sonstige Verbindlichkeiten 7 0,3 11 0,5 -4 -36,4

614 26,9 434 20,2 180 41,5

2.284 100,0 2.149 100,0 135 6,3

Das Gesamtvermögen hat sich gegenüber dem Vorjahr um TEUR 135 bzw. 6,3 % auf TEUR 2.284

er höht.

Dieser Anstieg resultiert im Wesentlichen aus dem Anstieg der Forderungen aus Lieferungen und Leis-

tungen gegenüber der Gesellschafterin Stadt Schwabach auf TEUR 323 (VJ TEUR 122).

Der Anteil des langfristig gebundenen Vermögens am Gesamtvermögen hat sich von 76,4 % im

Vor jahr auf 68,4 % in 2019 reduziert.

Das mittel- und kurzfristige Vermögen ist um TEUR 214 bzw. 42,1 % auf nun mehr TEUR 722 ge-

stiegen.

Der Anstieg der Forderungen und sonstigen Vermögensgegenstände um TEUR 201 re sultiert ins-

be son de re aus dem Anstieg der Forderungen gegenüber der Stadt Schwabach aus der Abrech nung

ver aus lagter Kosten.

Die bilanzielle Eigenkapitalquote der Gesellschaft hat sich auf Grund der Erhöhung der Bilanz-

summe vermindert und beträgt da mit zum Abschluss stich tag 43,6 % des Gesamtkapitals gegenüber

46,3 % im Vor jahr. Das Eigenkapital ist unverändert bei TEUR 995.
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Die sonstigen Rückstellungen reduzierten sich von TEUR 720 auf TEUR 675. Sie betreffen im We-

sent li chen ungewisse Zahlungsverpflichtungen aus dem Verkauf der Bioabfallvergärungsanlage im

Jahr 2010 (TEUR 507, VJ TEUR 473) sowie Kosten für die Fremdverwertung des Bioabfalls (wie im

VJ TEUR 90). Die übrigen Rückstellungen betreffen im Wesentlichen Rückstellungen für Perso nal ver-

pflich tun gen (TEUR 47, VJ TEUR 38).

Die Verbindlichkeiten sind von TEUR 434 um TEUR 179 auf TEUR 613 gestiegen. Die Verbindlich-

keiten gegenüber verbundenen Unternehmen erhöhten sich von TEUR 223 auf TEUR 322. Ursächlich

dafür ist im Wesentlichen der Anstieg der Gewinnabführung ge genüber der Gesellschafterin Städti sche

Werke Schwabach GmbH in Hö he von TEUR 222 (VJ TEUR 129).
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4.3.2 Finanzlage

Einen Überblick über die Herkunft und über die Verwendung der finanziellen Mittel des ge prüften Un-

ter neh mens gibt die nachstehende Kapitalflussrechnung, welche die Zahlungsmit telflüsse nach der in-

di rekten Me thode dar stellt und den Grundsätzen des vom Deutsches Rechnungslegungs Stand ards

Committee DRSC er ar bei te ten Deut schen Rech nungslegungsstandards Nr. 21 (DRS 21) ent spricht.

2019 2018
TEUR TEUR

1. Jahresüberschuss (vor Ergebnisabführung) 222 129
2. +/-

des Anlagevermögens
Abschreibungen / Zuschreibungen auf Gegenstände

194 195
3. +/- Zunahme / Abnahme der Rückstellungen -45 81
4. +/-

Erträge
Sonstige zahlungsunwirksame Aufwendungen /

0 0
5. -/+

sind
Aktiva, die nicht der Investitions- oder Finanzierungstätigkeit zuzuordnen
Leistungen sowie anderer
Zunahme / Abnahme der Vorräte, der Forderungen aus Lieferungen und

-206 -141
6. +/-

Investitions- oder Finanzierungstätigkeit zuzuordnen sind
Lieferungen und Leistungen sowie anderer Passiva, die nicht der
Zunahme / Abnahme der Verbindlichkeiten aus

86 -22
7. -/+

Anlagevermögens
Gewinn / Verlust aus dem Abgang von Gegenständen des

-14 -2
8. +/- Zinsaufwendungen / Zinserträge 0 0
9. - Sonstige Beteiligungserträge 0 0
10. +/- Ertragsteueraufwand/-ertrag 0 0
11. -/+ Ertragsteuerzahlungen 0 0

12. =
(Summe aus 1 bis 11)
Cashflow aus der laufenden Geschäftstätigkeit

237 240

13. + Einzahlungen aus Abgängen von Gegenständen des Anlagevermögens 0 0
14. - Auszahlungen für Investitionen in das Anlagevermögen 99 19
15. + Erhaltene Zinsen 0 0
16. + Erhaltene Dividenden 0 0

17. =
(Summe aus 13 bis 16)
Cashflow aus der Investitionstätigkeit

-99 -19

18. + Einzahlungen aus Baukostenzuschüssen 0 0
19. + Einzahlungen aus der Aufnahme von (Finanz-) Krediten 0 0
20. - Auszahlungen aus der Tilgung von (Finanz-) Krediten 0 349
21. - Gezahlte Zinsen 0 0
22. - Gewinnausschüttungen an Gesellschafter 129 123

23. =
(Summe aus 18 bis 22)
Cashflow aus der Finanzierungstätigkeit

-129 -472

24.
12, 17, 23)
Zahlungswirksame Veränderungen des Finanzmittelfonds (Summe aus

9 -251
25. + Finanzmittelfonds am Anfang der Periode 313 564

26. =
(Summe aus 24 bis 25)
Finanzmittelfonds am Ende der Periode

322 313
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Der Finanzmittelfonds (Bestand liquider Mittel) hat sich von TEUR 313 zu Beginn des Jahres 2019 um

TEUR 9 auf TEUR 322 zum Bilanzstichtag erhöht. 

4.3.3 Ertragslage

Die aus der Gewinn- und Verlustrechnung abgeleitete Gegenüberstellung der Erfolgsrech nungen der

bei den Geschäftsjahre 2019 und 2018 zeigt folgendes Bild der Ertragslage und ihrer Verän derun gen:

01.01. bis 01.01. bis Änderung ggü.
31.12.2019 31.12.2018 dem Vorjahr in
TEUR % TEUR % TEUR %

Umsatzerlöse 2.726 100,0 2.707 100,0 19 0,7
+ Sonstige betriebliche Erträge 225 8,3 106 3,9 119 112,3
- Materialaufwand 1.225 44,9 1.295 47,8 -70 -5,4

= Rohergebnis 1.726 63,3 1.518 56,1 208 13,7
- Personalaufwand 730 26,8 660 24,4 70 10,6
- Abschreibungen 194 7,1 195 7,2 -1 -0,5
- Sonstige betriebliche Aufwendungen 578 21,2 473 17,5 105 22,2

= Betriebsergebnis 224 8,2 190 7,0 34 17,9
- Finanzaufwand 0 0,0 25 0,9 -25 -100,0

= Finanzergebnis 0 0,0 -25 -0,9 25 -100,0
- EE-Steuern 0 0,0 34 1,3 -34 -100,0

= Ergebnis nach Steuern 224 8,2 131 4,8 93 71,0
- Sonstige Steuern 2 0,1 2 0,1 0 0,0
+/- Erträge aus Verlustübernahme/

abgeführte Gewinne -222 -8,1 -129 -4,8 -93 72,1

= Jahresergebnis 0 0,0 0 0,0 0 -,-
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Die Umsatzerlöse entwickelten sich nach Geschäftsbereichen wie folgt: 

2019 2018 Änderung
TEUR % TEUR % TEUR in %

Deponie / Sonstige Nutzung 290 10,6 309 11,4 -19 -6,1%
Recyclinghof 792 29,1 775 28,6 17 2,2%
Kompostieranlage 499 18,3 492 18,2 7 1,4%
Energieerzeugung 190 7,0 182 6,7 8 4,4%
Parkhäuser 830 30,4 610 22,5 220 36,1%
Facility Management 93 3,4 97 3,6 -4 -4,1%
Sonstige Bereiche 32 1,2 242 8,9 -210 -86,8%

2.726 100,0 2.707 100,0 18 0,7%

Die Umsatzerlöse haben sich gegenüber dem Vorjahr insgesamt um TEUR 18 (0,7 %) erhöht. Der Ge-

schäfts bereich Parkhäuser entwickelte sich positiv. Die Umsatzerlöse "Sonstige Bereiche" sind we-

sentlich ge genüber dem Vorjahr gefallen. Ursächlich hierfür ist, dass seit 2019 die Klärschlammver wer-

tung nicht mehr durch die Stadtdienste Schwabach GmbH, sondern durch die Stadt Schwabach durch-

ge führt wird.

Die sonstigen betrieblichen Erträge, die im Wesentlichen die an die Stadt Schwabach weiterver-

rechneten Aufwendungen beinhalten, erhöhten sich deutlich von TEUR 106 im Vorjahr auf TEUR 225.

Der Personalaufwand stieg unter anderem auf Grund einer erhöhten Anzahl von Beschäftigten von

TEUR 660 auf TEUR 730.

Im Zusammenhang mit den gestiegenen sonstigen betrieblichen Erträgen stehen die sons ti gen be-

triebli chen Aufwendungen. Der Anstieg resultiert aus den gestiegenen Weiterberechnungen für

Dienst leistun gen (TEUR 169, VJ TEUR 92).

Das Jahresergebnis vor Ergebnisabführung liegt mit TEUR 222 über dem Niveau des Vorjahres

(TEUR 129) und über der geplanten Ergebnisabführung von TEUR 100.
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5. Feststellungen zu Erweiterungen des Prüfungsauftrages

5.1 Feststellungen im Rahmen der Prüfung nach § 53 HGrG

Unser Prüfungsauftrag wurde um die Prüfung gemäß § 53 Abs. 1 HGrG erweitert. Danach ist die Ord-

nungsmäßigkeit der Geschäftsführung zu prüfen, wobei insbesondere auf die Ordnungsmäßigkeit der

Geschäftsführungsorganisation, des Geschäftsführungsinstrumentariums und der Geschäftsführungs-

tätigkeit einzugehen ist.

Grundlage unserer Prüfungshandlungen war der IDW Prüfungsstandard: „Berichterstattung über die

Erweiterung der Abschlussprüfung nach § 53 HGrG" des Instituts der Wirtschaftsprüfer in Deutschland

e.V. (IDW PS 720).

Die erforderlichen Feststellungen haben wir in diesem Bericht und in der Anlage 7 dargestellt.

Unsere Prüfung hat zu keinen Beanstandungen geführt.
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6. Unterzeichnung

Vorstehenden Prüfungsbericht erstatten wir in Übereinstimmung mit den gesetzlichen Vor schrif ten und

den Grund sätzen ordnungsmäßiger Erstellung von Prüfungsberichten (IDW EPS 450 n.F.).

Bei Veröffentlichung oder Weitergabe des Jahresabschlusses und/oder des Lageberichts unter Hin-

weis auf unsere Prüfung sowie für den Fall der Weitergabe unseres Prüfungsberichtes und/oder des

Bestätigungsver merks bedarf es zuvor unserer erneuten Stellungnahme; wir weisen hierzu aus drück-

lich auf die Nr. 6 der bei gefügten AAB hin.

Nürnberg, 30. April 2020

Dr. Storg GmbH 

Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 

Steuerberatungsgesellschaft

 

Dr. Storg Ansorge

Wirtschaftsprüfer Wirtschaftsprüfer
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Rechtliche und steuerliche Verhältnisse

Gesellschaftsrechtliche Verhältnisse

Firma: Stadtdienste Schwabach GmbH

Sitz: Schwabach

Rechtsform: GmbH

Gesellschaftsvertrag: Satzung vom 9. August 1993, zuletzt geändert am 

29. April 2011

Anschrift: Ansbacher Strasse 14
 91126 Schwabach

Registereintrag: Handelsregister

Registergericht: Amtsgericht Nürnberg

Register-Nr.: HRB 12128

Gegenstand des Unternehmens: Gegenstand des Unternehmens ist der Betrieb, die
Verwaltung und Nutzung der Flächen des Entsor-
gungs-Zentrums-Schwabach (EZS), der Betrieb des
Recyclinghofes Schwabach, die Verwertung von Bio-
und Gartenabfällen, die Erzeugung und Lieferung von
Nahwärme, insbesondere unter Verwendung rege ne-
rativer Energiequellen, die Fäkalschlammentsorgung
für Kleinkläranlagen und Klärgruben im Stadtgebiet
aufgrund der Fäkalschlammentsorgungssatzung der
Stadt Schwabach, die Nachsorge und der Be trieb der
Deponie der Stadt Schwabach, die Durchfüh rung der
Stadtreinigung und Erzeugung von Fernwär me un ter
Verwendung regenerativer Energiequellen, alle im
Zusammenhang mit Planung, Bau und Betrieb von
Park häusern, Tiefgaragen und Garagenstellplät zen so-
wie öffentlichen Toilettenanlagen stehenden Tä tig-
keiten und die Übernahme von Facility-Management-
Leistungen bei städtischen Lie genschaften und Lie-
genschaften der Beteiligungen der Stadt Schwa bach.

Geschäftsjahr: 1. Januar bis 31. Dezember

Gezeichnetes Kapital: Euro 105.000,00
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Gesellschafter:  Städtische Werke Schwabach GmbH (94,9 %)

  Stadt Schwabach (5,1 %)

Geschäftsführung: Winfried Klinger

Prokura  Dr. Thomas Hiller und Martin Hübner

Unternehmensverträge  Mit der Städtische Werke Schwabach GmbH besteht
ein Beherrschungs- und Ergebnisabführungsvertrag
vom 29. Juli 2010. Das Jahresergebnis wird an die
Städtische Werke Schwa bach GmbH abgeführt, ein
Jahresfehlbetrag ist durch die Städtische Werke
Schwabach GmbH auszuglei chen. Der Vertrag war ur-
sprünglich bis zum 31. De zember 2015 befristet. Nun-
mehr ist der Vertrag auf unbestimmte Zeit ge schlos sen
und kann zum Ende ei nes Geschäftsjahres mit ei ner 
Frist von 6 Monaten ge kündigt werden.

   

  Mit der Stadt Schwabach wurde am 2. Dezember 2009
ein Vertrag über den Betrieb, die Verwaltung und Nut-
zung der Flächen des Entsorgungs-Zentrums-Schwa-
bach (EZS) geschlossen.

  Für die im Vertrag dargestell ten Aufgaben über nimmt
die Stadt Schwa bach die ent stehenden Kosten, soweit
diese nicht durch ent spre chende Ein nahmen gedeckt
sind. Für al le ent stehen den Kosten erhält die Gesell-
schaft von der Stadt Schwabach mo natliche Ab-
schlagszahlun gen. Die Ge sellschaft hat jährlich eine
nach Tätigkeits be reichen gegliederte Be triebsabrech-
nung unter Be rück sichti gung der geleiste ten Voraus-
zahlungen sowie al ler er zielten Erlöse vor zunehmen.
Der Vertrag war bis zum 31. Dezember 2014 befri stet.
Der Vertrag wurde durch den 1. Ände rungsver trag vom
30. Juni / 7. Juli 2014 bis zum 31. Dezember 2024 ver-
längert.
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Steuerliche Verhältnisse

Die Gesellschaft wird beim Finanzamt Nürnberg-Zentral unter der Steuernummer 241/116/60685 ge

führt. 

Die Gesellschaft ist Organgesellschaft im Sinne der § 14 KStG und § 2 Abs. 2 Satz 2 GewStG. Der

Org anträger ist die Städtische Werke Schwabach GmbH.

Die Gesellschaft ist umsatzsteuerliche Organgesellschaft im Sinne des § 2 Abs. 2 Nr. 2 UStG. Der

Organträger ist die Städtische Werke Schwabach GmbH.
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Festellungen im Rahmen der Prüfung nach § 53 HGrG (nach IDW PS 720) 

Zur Prüfung nach § 53 HGrG hat der Abschlussprüfer die Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsfüh-

rungsorganisation anhand des folgenden Fragenkreises zu untersuchen und in seine Berichterstat tung

einzubeziehen.

Fragenkreis 1:  Tätigkeit von Überwachungsorganen und Geschäftsleitung sowie individuali-

sierte Offenlegung der Organbezüge

a) Gibt es Geschäftsordnungen für die Organe und einen Geschäftsverteilungsplan für die Ge-

schäftsleitung sowie ggf. für die Konzernleitung? Gibt es darüber hinaus schriftliche Weisungen

des Über wachungsorgans zur Organisation für die Geschäfts- sowie ggf. für die Konzernleitung

(Geschäftsanweisung)? Entsprechen diese Regelungen den Bedürfnissen des Unternehmens

bzw. des Konzerns?

Für den Aufsichtsrat und die Geschäftsführung liegen Geschäftsordnungen vor. Der Gesell-

schaftsvertrag enthält ebenfalls Festlegungen zu den Befugnissen der Geschäftsführung.

Die Re ge lun gen in den Geschäftsordnungen entsprechen den Bedürfnissen des Unternehmens.

b) Wie viele Sitzungen der Organe und ihrer Ausschüsse haben stattgefunden und wurden Nieder-

schrif ten hierüber erstellt?

 Im Berichtsjahr fanden drei Aufsichtsratssitzungen und eine Gesellschafterversammlung statt.

Protokolle über die Sitzungen wurden angefertigt und uns vorgelegt.

c) In welchen Aufsichtsräten und anderen Kontrollgremien i.S.d. § 125 Abs. 1 Satz 3 AktG sind die

ein zelnen Mitglieder der Geschäftsleitung tätig?

Der im Geschäftsjahr tätige Geschäftsführer war als Mitglied des Aufsichtsrates der VUA-Soft-

ware-Haus GmbH, Norderstedt, tätig.
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d) Wird die Vergütung der Organmitglieder (Geschäftsleitung, Überwachungsorgan) individualisiert

im Anhang des Jahresabschlusses/Konzernabschlusses aufgeteilt nach Fixum, erfolgsbezogenen

Komponenten und Komponenten mit langfristiger Anreizwirkung ausgewiesen? Falls nein, wie

wird dies begründet?

Der Geschäftsführer sowie die Mitglieder des Aufsichtsrates erhalten von der Gesellschaft keine

Bezüge. 

Zur Prüfung nach § 53 HGrG hat der Abschlussprüfer die Ordnungsmäßigkeit des Ge schäftsfüh-

rungsinstrumentariums anhand der folgenden Fragenkreise zu untersuchen und in seine Be richter-

stattung einzubeziehen.

Fragenkreis 2:  Aufbau- und ablauforganisatorische Grundlagen

a) Gibt es einen den Bedürfnissen des Unternehmens entsprechenden Organisationsplan, aus dem

Or ganisationsaufbau, Arbeitsbereiche und Zuständigkeiten/Weisungsbefugnisse ersichtlich sind?

Er folgt dessen regelmäßige Überprüfung?

Die Gesellschaft hat ein Betriebs- und Organisationshandbuch (BOH) zur Dokumentation der Auf-

bau- und Ablauforganisation. Im BOH enthalten ist ein Or gani sa tions plan, in dem die Ar beits be rei-

che, Zu stän dig kei ten und Wei sungs be fugnis se dar ge stellt sind. Eine regel mä ßige Ak tua lisie rung

des BOH und des Organisationsplans findet statt. Nach un se rer Auf fas sung ent spricht der Or gani-

sa tions plan den Be dürf nis sen des Unternehmens.

b) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass nicht nach dem Organisationsplan verfahren wird?

Derartige Anhaltspunkte haben sich im Rahmen unserer Prüfung nicht ergeben.

c) Hat die Geschäftsleitung Vorkehrungen zur Korruptionsprävention ergriffen und dokumentiert?

Es bestehen detaillierte Dienstanweisungen mit den entsprechenden Dokumentationsvorschriften.

Generell gilt das Vier-Augen-Prinzip. Des Weiteren wurde im Janu ar 2013 eine Compliance-

Richtlinie als Bestandteil des Organisationshandbuchs zur Vermeidung von Rechtsverstößen ein-

geführt. Die Complian ce-Richtli nie wurde im Geschäftsjahr 2019 überarbeitet.
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d) Gibt es geeignete Richtlinien bzw. Arbeitsanweisungen für wesentliche Entschei dungsprozesse

(insbesondere Auftragsvergabe und Auftragsabwicklung, Personalwesen, Kreditaufnahme und

-gewährung)? Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass diese nicht eingehalten werden?

Richtlinien für Entscheidungsprozesse sind in der Geschäftsordnung für den Aufsichtsrat und die

Ge schäfts füh rung, im Ge sell schaftsvertrag sowie im Betriebs- und Organisationshandbuch ent hal-

ten. Soweit un sere Prü fung reichte, haben sich keine Anhaltspunkte er geben, dass diese nicht

ein ge halten wur den. 

e) Besteht eine ordnungsmäßige Dokumentation von Verträgen (z.B. Grund stücksverwaltung, 

EDV)?

 Eine ordnungsgemäße Dokumentation von Verträgen liegt vor. Die Verträge sind bei der Ge-

schäftsführung oder den einzelnen Fachbereichen ordnungsgemäß abgelegt.

Fragenkreis 3:  Planungswesen, Rechnungswesen, Informationssystem und Controlling

a) Entspricht das Planungswesen - auch im Hinblick auf Planungshorizont und Fortschreibung der

Daten sowie auf sachliche und zeitliche Zusammenhänge von Projekten - den Bedürfnissen des

Unternehmens?

Das Planungswesen der Gesellschaft in Form des Wirtschaftsplans und der 5-jährigen Finanz-

planung ent spricht den Be dürf nis sen des Unternehmens sowie Art. 94 Abs. 1 Nr. 1 GO. Die Ge-

sellschaft erstellt jährlich vor Beginn des Wirtschaftsjahres einen Wirtschaftsplan für das kom men-

de Jahr. Die Pla nung er folgt geschäftsbereichsbezogen auf der Ebene von Er trags- und Auf-

wands posi tio nen der Ge winn- und Ver lustrechnung sowie auf der Ebene einzel ner Kosten ar ten.

Investi tionen und Er hal tungsauf wen dun gen werden gesondert geplant. Diesbe züg lich finden eine

Detail planung für das nächst kom mende Jahr und eine Grobplanung für Zwecke des 5-jährigen

Finanzplanes statt. 

b) Werden Planabweichungen systematisch untersucht?

Die Planwerte werden in Kosy erfasst und auf Soll-Ist Differenzen nachverfolgt. Planabweichun-

gen werden quartalsweise mit der Ergebnisrechnung ausgewertet und an die Geschäftsleitung

und den Aufsichtsrat berichtet. 
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c) Entspricht das Rechnungswesen einschließlich der Kostenrechnung der Größe und den besonde-

ren Anforderungen des Unternehmens?

Die Gesellschaft führt ihr externes Rechnungswesen nach den Regelungen für große Kapitalge-

sell schaften. Die Kostenrech nung entspricht der Grö ße und den Anforderungen des Un ter neh-

mens. 

d) Besteht ein funktionierendes Finanzmanagement, welches u.a. eine laufende Liquiditätskontrolle

und eine Kreditüberwachung gewährleistet?

 Die laufende Liquiditätskontrolle wird durch monatliche Finanzmittelforecasts im kurzfristigen Be-

 reich und durch den 5-jährigen Finanzplan im langfristigen Bereich gewährleistet.

e) Gehört zu dem Finanzmanagement auch ein zentrales Cash-Management und haben sich An-

haltspunkte ergeben, dass die hierfür geltenden Regelungen nicht eingehalten worden sind?

Ein zentrales Cash-Management besteht nicht und ist aufgrund von Art und Umfang des Ge-

schäftsbetriebs nicht erforderlich.

f) Ist sichergestellt, dass Entgelte vollständig und zeitnah in Rechnung gestellt werden? Ist durch

das bestehende Mahnwesen gewährleistet, dass ausstehende Forderungen zeitnah und effektiv

ein gezogen werden?

Entgelte werden vollständig und zeitnah in Rechnung gestellt. Das Mahnwesen erfolgt zeitnah. 

g) Entspricht das Controlling den Anforderungen des Unternehmens/Konzerns und umfasst es alle

wesentlichen Unternehmens-/Konzernbereiche?

Das Controlling wird überwiegend von der Geschäftsführung und dem kauf männischen Leiter der

Stadtwerke Schwabach GmbH durchgeführt. Zu diesem Zwecke erhält die Geschäftsführung mo-

natlich einen sog. Controllingbericht inkl. eines Risikoberichtes. 

h) Ermöglichen das Rechnungs- und Berichtswesen eine Steuerung und/oder Überwachung der

Tochterunternehmen und der Unternehmen, an denen eine wesentliche Beteiligung besteht?

Die Gesellschaft hat keine Beteiligungen.
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Fragenkreis 4:  Risikofrüherkennungssystem

a) Hat die Geschäfts-/Konzernleitung nach Art und Umfang Frühwarnsignale definiert und Maßnah-

men ergriffen mit deren Hilfe bestandsgefährdende Risiken rechtzeitig erkannt werden können?

Die Gesellschaft erstellt Quartalsberichte, in denen die Soll-Zahlen des Wirtschaft splans den

Ist-Zahlen gegenübergestellt und Abweichungen analysiert werden. Dar über hinaus besteht ein 

Risikomanage mentsystem. Die Entwick lung von Risikobereichen wird unterjährig überwacht. Im

Rah men quar tals mäßiger Risikoberichte wird hierüber Bericht erstattet. Risiken werden in Risi ko-

klassen einge teilt und hinsichtlich ihrer Schadenshöhe und Eintrittswahrscheinlichkeit be wertet.

Das Risi kom anage mentsys tem ist in Kapitel 1.9 des BOH beschrieben.

b) Reichen diese Maßnahmen aus und sind sie geeignet, ihren Zweck zu erfüllen? Haben sich An-

haltspunkte ergeben, dass die Maßnahmen nicht durchgeführt werden?

Nach den Erkenntnissen unserer Prüfung sind diese Maßnahmen ausreichend und dazu ge eignet,

ih ren Zweck, die Geschäftsführung über die wesentlichen oder bestands gefährdenden Ri si ken zu

informieren, zu erfüllen. Im Rahmen unserer Prüfung ha ben sich keine Anhalts punkte dafür erge-

ben, dass das Risikomanagement hinsicht lich seines Aufbaus oder seiner Durchführung nicht ver-

läss lich wä re. 

c) Sind diese Maßnahmen ausreichend dokumentiert?

Die Dokumentation erfolgt in Kapitel 1.9 des BOH und ist nach unseren Feststellun gen aus rei-

chend. Dokumentiert sind u.a. die Risikoidentifizierung, -bewertung, -behandlung und die Risiko-

kommunikation. 

d) Werden die Frühwarnsignale und Maßnahmen kontinuierlich und systematisch mit dem aktuellen

Geschäftsumfeld sowie mit den Geschäftsprozessen und Funktionen abgestimmt und ange passt?

Die Fortentwicklung und Anpassung des Frühwarnsystems erfolgt in einem kontinuierlichen Pro-

zess, der jährlich überprüft bzw. aktualisiert wird.
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Fragenkreis 5:  Finanzinstrumente, andere Termingeschäfte, Optionen und Derivate

a) Hat die Geschäfts-/Konzernleitung den Geschäftsumfang zum Einsatz von Finanz instrumenten

sowie von anderen Termingeschäften, Optionen und Derivaten schriftlich festgelegt? Dazu ge hört:

 • Welche Produkte/Instrumente dürfen eingesetzt werden?

 • Mit welchen Partnern dürfen die Produkte/Instrumente bis zu welchen 
  Beträgen eingesetzt werden?

 • Wie werden die Bewertungseinheiten definiert und dokumentiert und in 
  welchem Umfang dürfen offene Posten entstehen?

 • Sind die Hedge-Strategien beschrieben, z.B. ob bestimmte Strategien 
  ausschließlich zulässig sind bzw. bestimmte Strategien nicht durchgeführt 
  werden dürfen (z.B. antizipatives Hedging)?

b) Werden Derivate zu anderen Zwecken eingesetzt als zur Optimierung von Kredit konditionen und

zur Risikobegrenzung?

c) Hat die Geschäfts-/Konzernleitung ein dem Geschäftsumfang entsprechendes Instrumentarium

zur Verfügung gestellt, insbesondere in Bezug auf

 • Erfassung der Geschäfte
 • Beurteilung der Geschäfte zum Zweck der Risikoanalyse
 • Bewertung der Geschäfte zum Zweck der Rechnungslegung
 • Kontrolle der Geschäfte?

d) Gibt es eine Erfolgskontrolle für nicht der Risikoabsicherung (Hedging) dienende Derivatgeschäf te

und werden Konsequenzen aufgrund der Risikoentwicklung ge zogen?

e) Hat die Geschäfts-/Konzernleitung angemessene Arbeitsanweisungen erlassen?

f) Ist die unterjährige Unterrichtung der Geschäfts-/Konzernleitung im Hinblick auf die offenen Posi-

tionen, die Risikolage und die ggf. zu bildenden Vorsorgen geregelt?

Derartige Finanzinstrumente sind nicht im Einsatz. Die Beantwortung ent fällt.
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Fragenkreis 6:  Interne Revision

a) Gibt es eine den Bedürfnissen des Unternehmens/Konzerns entsprechende Interne Revision/

Konzernrevision? Besteht diese als eigenständige Stelle oder wird diese Funktion durch eine an-

dere Stelle (ggf. welche?) wahrgenommen?

Die Aufgaben der Internen Revision werden von externen Prüfungsgesellschaften übernommen.

b) Wie ist die Anbindung der Internen Revision/Konzernrevision im Unternehmen/Konzern? Besteht

bei ihrer Tätigkeit die Gefahr von Interessenkonflikten?

Nach unseren Feststellungen besteht keine Gefahr von Interessenskonflikten.

c) Welches waren die wesentlichen Tätigkeitsschwerpunkte der Internen Revision/Konzernrevision

im Geschäftsjahr? Wurde auch geprüft, ob wesentlich miteinander unvereinbare Funktionen (z.B.

Trennung von Anweisungen und Vollzug) organisatorisch getrennt sind? Wann hat die Inter ne Re-

vision das letzte Mal über Korruptionsprävention berichtet? Liegen hierüber schriftliche Re vi sions-

berichte vor?

 Im Berichtsjahr fand ein Review der Feststellungen von Rödl & Partner aus der im Jahr 2018

durchge führ ten Internen Revision der Lohn- und Ge halts abrech nun gen statt. Der Review ergab,

dass die Empfehlungen der Internen Revision vollumfänglich umgesetzt worden sind. Den Prü-

fungsbericht zum Review der Revisionen des Jahres 2018 haben wir eingesehen.

d) Hat die Interne Revision ihre Prüfungsschwerpunkte mit dem Abschlussprüfer abgestimmt?

Eine Abstimmung mit dem Abschlussprüfer hat stattgefunden. 

e) Hat die Interne Revision/Konzernrevision bemerkenswerte Mängel aufgedeckt und um welche

handelt es sich?

Bemerkenswerte Mängel wurden ausweislich des Berichts von Rödl & Partner nicht aufgezeigt.
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f) Welche Konsequenzen werden aus den Feststellungen und Empfehlungen der Internen Revi-

sion/Konzernrevision gezogen und wie kontrolliert die Interne Revision/Konzernrevision die Um set-

zung ihrer Empfehlungen?

Wir verweisen auf Frage 6e).

Zur Prüfung nach § 53 HGrG hat der Abschlussprüfer die Ordnungsmäßigkeit der Ge schäftsfüh-

rungstätigkeit anhand der folgenden Fragenkreise zu untersuchen und in seine Berichterstattung ein-

zubeziehen.

Fragenkreis 7:  Übereinstimmung der Rechtsgeschäfte und Maßnahmen mit Gesetz, Satzung,

Geschäftsordnung, Geschäftsanweisungen und bindenden Beschlüssen des

Überwachungsorgans 

a) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die vorherige Zustimmung des Über wa chungsorgans zu

zustimmungspflichtigen Rechtsgeschäften und Maßnahmen nicht eingeholt wor den ist?

Es haben sich keine Anhaltspunkte ergeben, dass die vorherige Zustimmung des Aufsichtsrates

nicht eingeholt wurde.

b) Wurde vor der Kreditgewährung an Mitglieder der Geschäftsleitung oder des Über wachungsorg-

ans die Zustimmung des Überwachungsorgans eingeholt?

Im Berichtsjahr wurden keine Kredite an die Geschäftsleitung oder Mitglieder des Überwachungs-

organs gewährt.

c) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass anstelle zustimmungsbedürftiger Maßnahmen ähnliche,

aber nicht als zustimmungsbedürftig behandelte Maßnahmen vorgenommen worden sind (z.B.

Zerlegung in Teilmaßnahmen)?

Bei unserer Prüfung ergaben sich keine Anhaltspunkte darauf, dass nicht zustimmungsbedürftige 

Maßnahmen zur Umgehung zustimmungsbedürftiger Maßnahmen vorgenom men wurden.
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d) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Geschäfte und Maßnahmen nicht mit Gesetz, Sat-

zung, Geschäftsordnung, Geschäftsanweisung und bindenden Beschlüssen des Überwachungs-

organs übereinstimmen?

Hinweise auf fehlende Übereinstimmung haben sich nicht ergeben.

Fragenkreis 8:  Durchführung von Investitionen

a) Werden Investitionen (in Sachanlagen, Beteiligungen, sonstige Finanzanlagen, immaterielle Anla-

gewerte und Vorräte) angemessen geplant und vor Realisierung auf Rentabili tät/Wirtschaftlichkeit,

Finanzierbarkeit und Risiken geprüft?

Investitionen werden im Rahmen der Wirtschaftsplanung nach Abstimmung mit den verantwortli-

chen Ab teilungs leit ern von der Geschäftsführung auf Wirtschaftlichkeit, Finanzierbarkeit und Risi-

ken geprüft. Sämtliche geplanten Investitionen sind im jeweiligen Wirtschaftsplan enthalten. 

b) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Unterlagen/Erhebungen zur Preisermittlung nicht

ausreichend waren, um ein Urteil über die Angemessenheit des Preises zu ermöglichen (z.B. bei

Erwerb bzw. Veräußerung von Grundstücken oder Beteiligungen)?

Derartige Anhaltspunkte haben sich im Rahmen unserer Prüfung nicht ergeben. Wichtigen Verga-

ben liegen Vergleichsangebote zugrunde.

c) Werden Durchführung, Budgetierung und Veränderungen von Investitionen laufend überwacht

und Abweichungen untersucht?

Die Investitionsprojekte werden im Rahmen eines Projektcontrollings budgetiert und laufend über-

wacht. Nach unserer Einschätzung ist eine ausreichende Überwachung der Investitionspro jekte

gewährleistet.

d) Haben sich bei abgeschlossenen Investitionen wesentliche Überschreitungen ergeben? Wenn ja,

in welcher Höhe und aus welchen Gründen?

Im Berichtsjahr ergaben sich keine Überschreitungen. Geplant waren Investitionen in Höhe von

TEUR 401. Tatsächlich investiert wurden TEUR 114.
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e) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass Leasing- oder vergleichbare Verträge nach Ausschöp-

fung der Kreditlinien abgeschlossen wurden?

Nach den Erkenntnissen unserer Prüfung wurden keine Leasing- oder vergleichbare Verträ ge zum

Er satz von Kreditaufnahmen abgeschlossen. Kreditlinien sind nach unserer Er kenntnis nicht aus-

ge schöpft. 

Fragenkreis 9:  Vergaberegelungen

a) Haben sich Anhaltspunkte für eindeutige Verstöße gegen Vergaberegelungen (z.B. VOB, VOL,

VOF, EU-Regelungen) ergeben?

Uns sind im Rahmen unserer Prüfung keine signifikanten Verstöße gegen Vergaberegelungen be-

kannt geworden. Eine konkrete Prüfung von Vergaberecht war nicht Gegenstand unserer Prüfung.

b) Werden für Geschäfte, die nicht den Vergaberegelungen unterliegen, Konkurrenzangebote (z.B.

auch für Kapitalaufnahmen und Geldanlagen) eingeholt?

Nach Erkenntnissen unserer Prüfung werden grundsätzlich Vergleichsangebote eingeholt.

Fragenkreis 10: Berichterstattung an das Überwachungsorgan

a) Wird dem Überwachungsorgan regelmäßig Bericht erstattet?

Die Geschäftsführung informiert regelmäßig den Aufsichtsratsvorsitzenden und berichtet dem Auf-

sichtsrat im Rahmen der Aufsichtsratssitzungen sowie im Rahmen des quartalsmäßigen Repor-

tings. 

b) Vermitteln die Berichte einen zutreffenden Einblick in die wirtschaftliche Lage des Unterneh-

mens/Konzerns und in die wichtigsten Unternehmens-/Konzernbereiche?

Die Berichte stellen die wirtschaftliche Lage der Gesellschaft und des Konzerns dar. Es werden

die Ab weichungen zum Wirtschaftsplan sowie deren wirtschaftliche Ursachen analysiert. 
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c) Wurde das Überwachungsorgan über wesentliche Vorgänge angemessen und zeitnah unterrich-

tet? Liegen insbesondere ungewöhnliche, risikoreiche oder nicht ordnungsgemäß abgewickelte

Geschäftsvorfälle sowie erkennbare Fehldispositionen oder wesentliche Unterlassungen vor und

wurde hierüber berichtet?

Nach unseren Feststellungen wurde der Aufsichtsrat über alle wesentlichen Vorgänge zeitnah un-

ter richtet. Ungewöhnliche, risikoreiche oder nicht ordnungsgemäß abgewickelte Geschäftsvorfälle

sowie er kennbare Fehldispositionen liegen nach Erkenntnissen unserer Prüfung im Geschäftsjahr

nicht vor.

d) Zu welchen Themen hat die Geschäfts-/Konzernleitung dem Überwachungsorgan auf dessen be-

sonderen Wunsch berichtet (§ 90 Abs. 3 AktG)?

Eine Berichterstattung auf besonderen Wunsch des Aufsichtsrats fand im Berichtsjahr auskunfts-

ge mäß nicht statt.

e) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Berichterstattung (z.B. nach § 90 AktG oder unter-

nehmensinternen Vorschriften) nicht in allen Fällen ausreichend war?

Derartige Anhaltspunkte haben sich im Rahmen unserer Prüfung nicht ergeben.

f) Gibt es eine D&O-Versicherung? Wurde ein angemessener Selbstbehalt vereinbart? Wurden In-

halt und Konditionen der D&O-Versicherung mit dem Überwachungsorgan erörtert?

Für die Städtische Werke Schwabach GmbH ist eine D&O-Versicherung abgeschlossen. Der

Versicherungsschutz umfasst auch die Stadtdienste Schwabach GmbH. Ein Selbstbehalt ist ver-

ein bart. Die D&O-Versicherung wurde mit dem Aufsichtsrat der Stadtwerke Schwabach GmbH

erörtert. 

g) Sofern Interessenkonflikte der Mitglieder der Geschäftsleitung oder des Überwachungsorgans ge-

meldet wurden, ist dies unverzüglich dem Überwachungsorgan offengelegt worden?

Interessenskonflikte wurden nicht gemeldet.
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Zur Prüfung nach § 53 HGrG hat der Abschlussprüfer die Vermögens- und Finanzlage anhand der fol-

genden Fragenkreise zu untersuchen und in seine Berichterstattung einzubeziehen.

Fragenkreis 11: Ungewöhnliche Bilanzposten und stille Reserven

a) Besteht in wesentlichem Umfang offenkundig nicht betriebsnotwendiges Vermögen?

Im Rahmen unserer Prüfung haben wir kein in wesentlichem Umfang offenkundig nicht betriebs-

notwendiges Vermögen festgestellt.

b) Sind Bestände auffallend hoch oder niedrig?

Nach unseren Feststellungen sind keine Bestände auffallend hoch oder niedrig.

c) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Vermögenslage durch im Vergleich zu den bilanziel-

len Werten erheblich höhere oder niedrigere Verkehrswerte der Ver mögensgegenstände wesent-

lich beeinflusst wird?

Derartige Anhaltspunkte haben sich im Rahmen unserer Prüfung nicht ergeben.

Fragenkreis 12: Finanzierung

a) Wie setzt sich die Kapitalstruktur nach internen und externen Finanzierungsquellen zusammen?

Wie sollen die am Abschlussstichtag bestehenden wesentlichen In vestitionsverpflichtungen fi nan-

ziert werden?

Das Eigenkapital beträgt zum Bilanzstichtag 43,6 % (VJ 46,3 %). Auf die Verbindlichkeiten und

Rückstellungen entfallen zusammen 56,4 % (VJ 53,7 %) der Bilanzsumme. Kurzfristigen Fremd-

mitteln in Höhe von TEUR 1.289 stehen am Bilanzstichtag kurzfristi ges Vermögen und flüssige

Mittel von lediglich TEUR 722 gegenüber.

Die Gesellschaft finanziert sich in erster Linie über Darlehen der Gesellschafterin Städ ti sche Wer-

ke Schwabach GmbH. Darlehen gegenüber Kreditinstituten wurden im Jahr 2018 mittels Sondertil-

gung zurückgeführt. We sentliche Investitionsverpflichtungen bestanden zum Abschlussstichtag

nicht.
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b) Wie ist die Finanzlage des Konzerns zu beurteilen, insbesondere hinsichtlich der Kreditaufnah men

wesentlicher Konzerngesellschaften?

Der Konzern besteht aus den Gesellschaften Städtische Werke Schwabach GmbH, Stadtwerke

Schwabach GmbH, Stadtverkehr Schwabach GmbH, Stadtbäder Schwabach GmbH und Stadt-

dienste Schwabach GmbH. Ei ne Pflicht zur Auf stel lung ei nes han delsrechtli chen Kon zern ab-

schlus ses ist auf Grund des Un ter schreitens der Größenkri te rien des § 293 HGB nicht ge ge ben.

Nach dem Ergebnis unserer Prüfung ist die Finanzlage der Konzerngesellschaften insgesamt als

gut einzuschätzen. Bankverbindlichkeiten bestehen nur in untergeordneter Größenordnung.

c) In welchem Umfang hat das Unternehmen Finanz-/Fördermittel einschließlich Garantien der öf-

fentlichen Hand erhalten? Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die damit verbundenen Ver-

pflichtungen und Auflagen des Mittelgebers nicht beachtet wurden?

Die Gesellschaft hat im Berichtsjahr keine Finanz-/Fördermittel der öffentlichen Hand erhalten.

Fragenkreis 13: Eigenkapitalausstattung und Gewinnverwendung

a) Bestehen Finanzierungsprobleme aufgrund einer evtl. zu niedrigen Eigenkapitalausstattung?

Die Eigenkapitalquote der Gesellschaft beträgt 43,6 %. Finanzierungsprobleme bestehen derzeit

nicht.

b) Ist der Gewinnverwendungsvorschlag (Ausschüttungspolitik, Rücklagenbildung) mit der wirt schaft-

lichen Lage des Unternehmens vereinbar?

Eine Ergebnisverwendung entfällt auf Grund des derzeit bestehenden Ergebnisabführungsver-

trages mit der Städti sche Wer ke Schwa bach GmbH.
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Zur Prüfung nach § 53 HGrG hat der Abschlussprüfer die Ertragslage anhand der fol genden Fragen-

kreise zu untersuchen und in seine Berichterstattung einzubeziehen.

Fragenkreis 14: Rentabilität/Wirtschaftlichkeit

a) Wie setzt sich das Betriebsergebnis des Unternehmens/Konzerns nach Segmenten/Konzernunter-

nehmen zusammen?

Das Ergebnis vor Gewinnabführung der Gesellschaft setzt sich wie folgt zusammen:

2019 2018 2017
T€ T€

Entsorgungszen trum 21 21 19
Energieerzeugung 17 13 -6
Parkhäuser 195 78 80
Facility Manage ment 36 31 21
Sonstige Bereiche -47 -14 9
Gesamt 222 129 123

b) Ist das Jahresergebnis entscheidend von einmaligen Vorgängen geprägt?

Einmalige Vorgänge haben sich im Geschäftsjahr 2019 nicht ereignet.

c) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass wesentliche Kredit- oder andere Lei stungsbeziehungen

zwischen Konzerngesellschaften bzw. mit den Gesellschaftern eindeutig zu unangemessenen

Konditionen vorgenommen werden?

Im Rahmen unserer Prüfung sind uns keine Sachverhalte bekannt geworden, die dafür sprechen,

dass die Abwicklung zwischen den Konzerngesellschaften nicht zu angemessenen Konditionen

erfolgte.

d) Wurde die Konzessionsabgabe steuer- und preisrechtlich erwirtschaftet?

Für den Betrieb der Fernwärmeleitung erhebt die Stadt Schwabach eine Konzessionsabgabe. Die

Konzes sions ab ga be wur de steuer- und preisrechtlich erwirtschaftet.
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Fragenkreis 15: Verlustbringende Geschäfte und ihre Ursachen

a) Gab es verlustbringende Geschäfte, die für die Vermögens- und Ertragslage von Bedeutung wa-

ren und was waren die Ursachen der Verluste?

Das Ergebnis der Sparte "Sonstige Be reiche" weist einen Verlust aus (TEUR -47 gegenüber

TEUR -14 im VJ). Ursache hierfür sind die er höh ten Aufwen dun gen für Prüfungskosten für das

Bodenaushubzwischenlager.

b) Wurden Maßnahmen zeitnah ergriffen, um die Verluste zu begrenzen, und um welche Maßnah-

men handelt es sich?

Alle wesentlichen Sparten erzielten in 2019 ein positives Ergebnis. Das Ergebnis der Sparte

"Sonstige Bereiche" (TEUR -47) liegt deutlich unter Plan (TEUR 2). Für 2020 wird in dieser Sparte

mit TEUR -37 kon servativer geplant.

Fragenkreis 16: Ursachen des Jahresfehlbetrages und Maßnahmen zur Verbesserung der

Ertragslage

a) Was sind die Ursachen des Jahresfehlbetrages?

Die Gesellschaft weist aufgrund des Ergebnisabführungsvertrags mit der Städtische Werke

Schwa bach GmbH kein Jahresergebnis aus. Vor Ergebnisabfüh rung wur de ein po si ti ves Ergeb nis

er zielt. 

b) Welche Maßnahmen wurden eingeleitet bzw. sind beabsichtigt, um die Ertragslage des Unter neh-

mens zu verbessern?

Konkrete Maßnahmen sind nicht eingeleitet bzw. beabsichtigt.
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